
TEXT MICHAELA HUTTERER

Dynamische Familienrechtsreformen, Anerkennung der Adoption, Berücksichtigung 

des Kindeswohls: Nadjma Yassari vom Max-Planck-Institut für ausländisches und 

internationales Privatrecht in Hamburg zeigt mit ihrer Forschungsgruppe „Das Recht 

Gottes im Wandel: Rechtsvergleichung im Familien- und Erbrecht islamischer Länder“, 

wie vielschichtig und wandelbar das Recht in den islamischen Ländern ist. 

Gottes Recht auf dem Weg 

in die Moderne 
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V  
orwärts in die Steinzeit“, ti-
telte die FRANKFURTER ALLGE-
MEINE ZEITUNG Anfang Mai  
und berichtete über die Ein-
führung der Scharia im Sul-

tanat Brunei: Am Ende drohe sogar der 
Tod durch Steinigung.

„Das islamische Recht hat wahrlich 
kein gutes Image“, beklagt Nadjma Yas-
sari. „In der Regel wird es auf das islami-
sche Strafrecht und seine Körperstrafen 
reduziert. Dabei verkennen viele, wie 
vielschichtig und reformfähig das isla-
mische Recht ist – und damit auch das 
Recht in den islamischen Ländern“, sagt 
die Leiterin der Forschungsgruppe „Das 
Recht Gottes im Wandel“ am Hambur-
ger Max-Planck-Institut für ausländi-
sches und internationales Privatrecht. 

Zusammen mit ihrem achtköpfigen 
Team leistet sie wichtige Aufklärungs-
arbeit. „Emotionen und Verallgemei-

nerungen verhindern eine sachlich-
wissenschaftliche Auseinandersetzung 
mit Rechtsordnungen, die häufig kon-
fliktbeladen sind“, betont Yassari. Es 
geht um Konflikte zwischen Recht und 
Religion, staatlicher Gesetzgebung und 
religiösen Vorgaben. Im Familienrecht 
bestehen Spannungsfelder etwa zwi-
schen den Geschlechtern oder den In-
teressen des Individuums und jenen 
der Gesellschaft. 

Das Forschungsteam ergründet Re-
gelmäßigkeiten und Unterschiede so-
wie die Konfliktfelder im Familien-
recht von Ländern, die vom islami-
schen Recht geprägt sind. Das sind 
immerhin 33. Einzig die Türkei hat das 
islamische Familienrecht vollständig 
verworfen und das schweizerische Fa-
milienrecht übernommen. 

In den meisten islamischen Län-
dern basiert das Familienrecht aber wei-

terhin auf islamischem Recht, in der je-
weiligen regionalen Ausprägung der 
herrschenden islamischen Rechtsschu-
le. Der Geltungsanspruch des islami-
schen Rechts ist in diesen Ländern un-
terschiedlich. Dies aufzuzeigen und zu 
erforschen, darin sieht die Forschungs-
gruppe ihren Auftrag.

„Ich freue mich, Teil eines Teams 
hervorragender Wissenschaftlerinnen 
sein zu dürfen, die meine Begeisterung 
und die Lust an der Erforschung des 
Rechts in den islamischen Ländern mit 
mir teilen. Leider wird unser Forschungs-
gebiet aber immer noch als exotische 
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Ein junges Paar zwischen Tradition und 
Moderne: Er steht, sie bewegt sich, sie lassen 
einander aber nicht los. Zieht sie ihn mit, 
oder bleibt er stehen und lässt sie nicht gehen? 
In islamischen Gesellschaften ist vieles im 
Fluss, auch das Rollenverständnis von Mann 
und Frau in Familie und Gesellschaft.



islamischen Ländern. „Es gilt, das Recht 
in seiner Vielschichtigkeit zu verste-
hen, seine Auswirkungen transparent 
zu machen und Reformen und Reform-
ideen zu erkennen“, erklärt Yassari den 
Forschungsansatz. 

VERFAHRENSRECHT 
ERMÖGLICHT REFORMEN 

Besonders wichtig ist die Einbeziehung 
des Verfahrensrechts. Dort verstecken 
sich oft Regelungen, die das materielle 
Recht beeinflussen. So kann etwa eine 
Ehe nach dem islamischen Recht form-
los geschlossen werden. Gleichwohl 
müssen in den meisten Ländern Ehen 
registriert werden. Dies entspringt zum 
einen dem Bedürfnis der Verwaltung 
nach Rechtssicherheit, zum anderen 
wollen die Gesetzgeber die hohe Dun-
kelziffer an Ehen zwischen Minderjäh-
rigen und sogenannten informellen 
Ehen eindämmen. „Durch die Einfüh-
rung der Eintragungspflicht in einem 

wertneutralen Rechtsgebiet wie dem 
Verfahrensrecht soll das materielle 
Recht reformiert werden, ohne direkt 
die Diskrepanz zwischen religiös und 
staatlich Erlaubtem anzusprechen“, er-
läutert Yassari.

Das hat weitreichende Folgen, die 
von Land zu Land unterschiedlich sind: 
Während im Iran eine nicht registrier-
te Ehe Rechtswirkungen entfaltet, kön-
nen in Ägypten Ansprüche aus einer 
solchen Ehe, auch wenn sie islam-
rechtlich gültig ist, vor Gericht nicht 
geltend gemacht werden. In Tunesien 
wiederum ist eine nicht registrierte 
Ehe immer nichtig.

Um das Familienrecht in den isla-
mischen Ländern erforschen zu kön-
nen, ist ein solides Wissen um die 
Quellen des Rechts und die Rechtsfin-
dungsmethoden unerlässlich. Zu den 
Rechtsquellen zählen der Koran, die 
Überlieferungen der Traditionen des 
Propheten Mohammed, der Konsens 
der Rechtsgelehrten sowie die Rechts-

Wissenschaft wahrgenommen“, so die 
43-jährige Juristin. 

Doch was ist an Scheidungen, Sorge-
recht oder Kindesunterhalt exotisch? 
Denn wenn Ehen in die Brüche gehen, 
brechen dieselben Konflikte auf, sei es 
am Persischen Golf oder am Bodensee: 
Wer bekommt die Kinder, wer muss Un-
terhalt zahlen, wer bekommt das Ver-
mögen? „Letztendlich geht es um zer-
platzte Lebenspläne, verletzten Stolz, 
enttäuschte Erwartungen, Rache und 
Geld – das ist nicht viel anders als in 
deutschen Gerichtssälen“, sagt Yassari.

Wenn Juristen forschen, dann ent-
wickeln sie keine Patente, erfinden kei-
nen Apparat und kein Serum. Aber sie 
schaffen die Grundlage für objektive 
Entscheidungen und bieten einen wis-
senschaftlichen Zugang zu Rechtsord-
nungen, die nur vordergründig exo-
tisch sind. 

Seit 2009 untersucht die Forschungs-
gruppe die Grundlagen und Ausprä-
gungen des Familien- und Erbrechts in F
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 » Das islamische Recht wird oft auf das Strafrecht und seine Körperstrafen 

reduziert – übersehen wird, wie vielschichtig und reformfähig es ist.
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findung durch Analogie – also die Über-
tragung bestehender Regeln auf neue, 
ähnlich gelagerte Sachverhalte. Das is-
lamische Recht entsteht durch die In-
terpretation dieser Quellen – im Arabi-
schen als iğtihād bezeichnet – durch die 
islamischen Gelehrten. Ihnen kommt 
eine bedeutende Rolle bei der Rechts-
findung zu. 

ISLAMISCHES RECHT IM WANDEL 

Das erste Forschungsprojekt der inter-
disziplinären Forschungsgruppe wid-
mete sich vor allem dem Eherecht. 
Von 2009 bis 2013 zeichnete die Grup-
pe durch innerislamische Rechtsver-
gleichung die Entwicklung einzelner 
Fragestellungen und Phänomene, also 
der Rechtsinstitute des Familienrechts 
– wie informelle und interreligiöse 
Ehen oder die Verstaatlichung des isla-
mischen Familienrechts –, in unter-
schiedlichen Ländern nach. Sie hinter-
fragte dabei insbesondere die These 
von der Unwandelbarkeit des islami-
schen Rechts. 

Für ihre Forschungsarbeit reisen die 
Wissenschaftlerinnen in die Region, spre-
chen vor Ort mit Anwälten, Behörden 
und Richtern und beobachten Verhand-
lungen. Sie werten Urteile und Fachpu-
blikationen aus, verfolgen Gesetzge-
bungsprozesse und pflegen ein interdis-
ziplinäres und internationales Netz-
werk. Wer das islamische Recht erforscht, 
braucht nicht nur Rechts- und Sprach-
kenntnisse – entscheidend ist das Ge-
spür für Menschen, ihre Situation und 
den geschichtlichen Zusammenhang.
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linke Seite, links: Die gebürtige Iranerin Nadjma 
Yassari ist in Wien aufgewachsen und arbeitet 
seit 2000 am Hamburger Max-Planck-Institut. 

linke Seite, rechts: Deckblatt eines iranischen 
Trauscheins aus dem Jahr 1968 mit dem Wappen 
der letzten Dynastie der persischen Schahs, der 
Pahlavi-Monarchie. Seit 1967 enthalten die ira-
nischen Trauscheine standardisierte Eheverein-
barungen, die der Ehefrau weitgehende Rechte, 
etwa bei der Eheauflösung, einräumen.

diese Seite: Imen Gallala-Arndt, Lena-Maria 
Möller, Tess Chemnitzer und Nadjma Yassari 
(im Uhrzeigersinn) bei der Besprechung eines 
irakischen Adoptionsfalls.
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Lange herrschte die Ansicht, dass eine 
uniforme muslimische Gemeinschaft 
als vereinigter Kreis nach außen ein-
heitlich handelt. „Der Arabische Früh-
ling hat gezeigt, dass es keine arabische 
Gemeinschaft als solche gibt, sondern 
einzelne Länder, deren vordergründig 
uniforme Erscheinung mit dem Sturz 
der Machthaber ebenso abrupt endet 
wie deren Regentschaft“, berichtet Imen 
Gallala-Arndt. 

UNSICHERHEITEN IM EHERECHT 

Die gebürtige Tunesierin habilitiert zu 
interreligiösen Ehen in Tunesien, Isra-
el und im Libanon. Ihr Themengebiet 
ist besonders konfliktreich: Nach reli-
giösem Recht ist die Religionsverschie-
denheit ein Ehehindernis. Heiraten in-
terkonfessionelle Paare in Deutschland, 
wissen sie häufig nicht, ob die Ehe 
auch in ihren Heimatländern aner-
kannt wird. Das Ergebnis sind unklare 
Rechtsverhältnisse: Während die Ehe 
für den deutschen Rechtsraum wirk-

sam ist, entfaltet sie keine Wirkungen 
in den Heimatländern der Ehegatten. 

Seit 2010 setzt sich Gallala-Arndt 
zudem vertieft mit den Umbrüchen in 
der arabischen Welt auseinander. „Die 
arabische Gesellschaft befindet sich im 
Wandel und zeigt ihr wahres Gesicht 
mit allen Konflikten und Widersprü-
chen – sei es im Recht, in der Familie 
oder im Glauben.“ Dabei liegen säku-
lare Kräfte, die eine Loslösung vom is-
lamischen Recht fordern, und konser-
vativ-religiöse Kräfte zurzeit gleichauf. 
„Alles ist im Fluss“, weiß die Juristin, 
„das Ende ist offen.“ 

Beispiel Ägypten: Lang vor den ers-
ten Protesten auf dem Kairoer Tahrir-
Platz kämpfte Suzanne Mubarak, Ehe-
frau von Altpräsident Hosni Mubarak, in 
einer Frauenrechtsorganisation für die 
Rechte der Frauen. Mit dem Sturz des Re-
gimes zählten ihre Errungenschaften 
nichts mehr – im Gegenteil, alles Vorhe-
rige gilt als verdächtig und verpönt. 

Reformen gibt es indes nicht erst 
seit dem Arabischen Frühling. Schon 

lange zeigt sich Dynamik im Familien-
recht. „Das Recht ist dabei so unter-
schiedlich wie die Länder, in denen es 
angewendet wird“, erklärt Lena-Maria 
Möller, die in ihrer gerade fertiggestell-
ten Doktorarbeit das Familienrecht in 
den Golfstaaten untersucht hat. „Da 
sind diese hochmodernen Metropolen 
und gleichzeitig ein jahrhundertealtes 
Recht, das auf die Bedürfnisse der Mo-
derne reagieren soll.“ 

MEHR SCHEIDUNGEN 

Auch in islamisch geprägten Ländern 
halten Ehen nicht mehr ein Leben 
lang. Die Scheidungsraten steigen, tra-
ditionelle Rollenbilder brechen auf. 
„Nahezu alle Golfstaaten haben in den 
vergangenen zehn Jahren neue Fami-
liengesetzbücher erlassen, die die Schei-
dung und ihre Folgesachen wie Sorge-
recht oder Unterhalt regeln“, erklärt 
Möller. Bis auf Saudi-Arabien haben 
alle arabischen Länder ein kodifizier-
tes Familienrecht.
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Imen Gallala-Arndt (Zweite von links) spricht bei einer Konferenz in Yogyakarta, Indonesien, über interreligiöse Eheschließungen. Das indonesische 
Familienrecht schöpft nicht nur aus dem islamischen Recht, sondern auch aus dem adat, also dem indonesischen Gewohnheitsrecht, und dem 
staatlich gesetzten säkularen Recht. In pluralen Gesellschaften ist auch das Familienrecht vielschichtig.
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Einen besonderen Vorstoß machten da-
bei die Vereinigten Arabischen Emirate. 
Das emiratische Recht folgte zunächst 
einem allgemeinen Trend der islami-
schen Länder, den Grundsatz des Kin-
deswohls im Sorgerecht zu verankern. 
Darüber hinaus wagte es einen unge-
wöhnlichen Schritt: Heiratet eine ge-
schiedene Mutter erneut, verliert sie 
nunmehr nicht automatisch das Sorge-
recht für ihr Kind. „Diese Regelung 
stellt einen Bruch mit der herkömmli-
chen Lehre dar“, beobachtet Möller. 

Klassischerweise wechseln Kinder 
ab einem bestimmten Alter in die Ob-
hut des Vaters – Mädchen etwas später, 
Jungen etwas früher. Für die Mütter be-
deutete eine Scheidung, unabhängig 
davon, von wem sie ausging, vielfach 
ein Leben in Askese oder in informeller 
Ehe. „Jetzt zieht ein neuer Gedanke 
ein: Das Kindeswohl geht dem klassi-
schen islamischen Recht vor“, sagt die 
Wissenschaftlerin. Dass dieses Recht 
nicht nur auf dem Papier besteht, zei-
gen aktuelle Urteile. Erst kürzlich hat 
das dortige Kassationsgericht das Kind 
bei der Mutter belassen, obwohl sie 
wieder geheiratet hatte. 

Ein Jubellied auf das Gesetzesrecht 
will das Forscherteam um Nadjma Yas-
sari indes noch nicht anstimmen. Die 
Forscherinnen wissen: Es braucht Zeit, 
bis neue Gesetze in der Praxis angenom-
men und umgesetzt werden. Ein Beispiel 
aus Ägypten: Das ägyptische Recht 
räumt den Verlobten das Recht ein, ihre 
persönlichen und finanziellen Angele-
genheiten bei Eheschließung vertraglich 
zu regeln. In den amtlichen Trauschei-
nen findet sich Platz für besondere Ab-
sprachen. Als eine Deutsch-Ägypterin in 
Kairo eine abweichende Sorgerechtsre-
gelung eintragen lassen wollte, weigerte 
sich der Beamte jedoch, die Klausel auf-

zunehmen. „Dieses Feld bleibt immer 
leer“, sagte er verständnislos. Recht ha-
ben und Recht kriegen ist zweierlei.

LIBERALE RICHTER, 
LIBERALES RECHT 

Umso wichtiger ist die Rechtsprechung. 
Es sind die Richter, die das positive 
Recht auslegen und beleben. Ihnen ob-
liegt es durch iğtihād, also durch Inter-
pretation, das Recht fortzubilden. Pra-
xisferne kann man ihnen dabei nicht 
vorwerfen: So müssen etwa Irans Fami-
lienrichter selbst verheiratet sein, um 
über Familiensachen zu entscheiden. 
Obwohl das Richteramt in fast allen is-
lamischen Ländern auch Frauen offen-
steht, finden sich nur wenige Frauen 
in der Richterschaft. 

Aber wie auch immer die Richter 
entscheiden, eines steht fest: Anders 
als in säkularisierten Ländern darf die 

Auslegung des Gesetzesrechts nicht im 
Widerspruch zu den Grundsätzen des 
religiösen Rechts stehen. 

Dadurch wird der Ermessensspiel-
raum der Richter jedoch nicht enger. 
„Der Islam verbietet keine liberalen 
Ansichten“, betont Imen Gallala-Arndt 
und räumt mit einer stereotypen Sicht-
weise auf. „Reformen lassen sich mit 
dem Islam vereinbaren.“ Auch Yassari 
unterstreicht diesen Aspekt. „Wenn Sie 
lange genug suchen, finden Sie für 
jede Sichtweise einen passenden Vers 
im Koran“, sagt sie mit einem Augen-
zwinkern. „Das Wesentliche am isla-
mischen Recht ist die Dynamik seiner 
Rechtsfindung. Weil das islamische 
Recht aus den Quellen abgeleitet und 
ausgelegt werden muss, mischt sich in 
das Göttliche die menschliche Analyse, 
die fehlbar und pluralistisch ist.“    

Damit benennt sie auch die wich-
tigste Erkenntnis ihrer Forschungsar-
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Das Emirat Abu Dhabi bietet Unterrichtsmaterialien zum Scheidungs-, Sorge- und 
Unterhaltsrecht für die Richterausbildung an.

 » Der Islam verbietet keine liberalen Ansichten, Reformen 

lassen sich mit dem Islam vereinbaren.
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beit: Der Mythos der Unwandelbarkeit 
des islamischen Rechts hält einer wis-
senschaftlichen Prüfung nicht stand. 

Die Erkenntnisse der Forschungs-
gruppe sind aber nicht nur für Rechts-
gelehrte und Praktiker in der islami-
schen Welt von Nutzen. Auch im 
Saarland, in Berlin oder Bremen brau-

chen Richter Kenntnisse zum Recht is-
lamischer Länder. Es findet auch in 
Deutschland Anwendung ebenso wie 
italienisches, türkisches oder spani-
sches Recht – und zwar immer dann, 
wenn das internationale Privatrecht auf 
ausländisches Recht verweist. Heiraten 
etwa zwei Italiener in München, unter-

liegt die Ehe dem italienischen Recht. 
Wollen sich zwei Iraner in Hamburg 
scheiden lassen, greift iranisches Recht. 

Das Hamburger Kompetenzzentrum 
für das Recht islamischer Länder zählt zu 
den wichtigsten Wissensquellen für Leh-
re und Praxis gleichermaßen. Die Kennt-
nis von mehr als dreißig verschiedenen 
Rechtsordnungen machen Yassari und 
ihre Mitarbeiterinnen zu den wichtigsten 
Gutachtern zum Recht islamischer Län-
der, auf deren Expertise auch deutsche 
Richter und Beamte gern zurückgreifen. 

So befasste sich Nadjma Yassari in 
ihrer Postdoc-Arbeit mit der islami-
schen Brautgabe, einem vermögens-
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oben: Yassaris Forschung stößt auch bei 
Studierenden islamischer Länder auf großes 
Interesse. Ihr Seminarbeitrag über die 
Rechte und Pflichten von Ehegatten an der 
Universität Pardis II löste eine intensive 
Diskussion unter den Studierenden aus. 
Das Seminar fand in Qom statt, eine der 
heiligen Stätten des schiitischen Islam im Iran 
und vor allem durch Ayatollah Khomeini be-
kannt, der dort an der Islamisch-Theologischen 
Hochschule lehrte.

unten: An dem Seminar über die Grenzen der 
Vertragsfreiheit in Qom haben neben Yassari 
auch Jürgen Basedow, Direktor am Hamburger 
Max-Planck-Institut (links neben Yassari), 
sowie Wissenschaftler der Universitäten Qom 
und Teheran teilgenommen.
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rechtlichen Anspruch der Ehefrau ge-
gen den Ehemann, den das deutsche 
Recht nicht kennt. Im Rahmen von 
Scheidungen müssen deutsche Richter 
jedoch über Brautgabenansprüche ent-
scheiden. In ihrer Monografie zur Braut-
gabe, die im Sommer 2014 erscheint, 
erschließt Yassari dieses Rechtsinstitut 
aus verschiedenen Perspektiven: aus 
der Sicht des klassischen islamischen 
Rechts, des geltenden Rechts in ausge-
wählten islamischen Ländern und des 
deutschen Rechts. 

KINDESWOHL BEI ADOPTIONEN 

Um auch weiterhin die Rechtsentwick-
lungen in der Region begleiten zu kön-
nen, wurde die Förderdauer der For-
schungsgruppe um weitere zwei Jahre 
bis März 2016 verlängert. Das zweite 
Forschungsprojekt widmet sich dem 
Kindschaftsrecht mit der Frage, wie der 
Grundsatz des Kindeswohls seinen Weg 
in die Gesetzgebung und Gerichte aus-
gewählter islamischer Länder gefunden 
hat. Dabei liegt Yassaris besonderes Au-
genmerk auf Adoptionen in den islami-
schen Ländern, die in Deutschland an-
erkannt werden sollen.

Wie im Fall eines Kölner Ehepaars 
mit iranischen Wurzeln: 2008 flogen 
die beiden nach Teheran, mieteten 
eine Wohnung an und trafen zum ers-
ten Mal „ihr“ Kind in einem Waisen-
haus. Aus den anfänglichen Besuchen 
wurde ein sechsmonatiger Probeauf-
enthalt, in dem die Eltern alle Forma-
lien erfüllten. Selbst ihr Testament än-
derten sie zugunsten ihres künftigen 
Adoptivkindes ab. 

Ein Teheraner Gericht sprach ihnen 
„das endgültige Erziehungsrecht“ für 
den damals Sechsjährigen zu. Doch als 
die Mutter mit ihm nach Köln zurück-

kehren wollte, ließen die deutschen Be-
hörden das Kind nicht einreisen. Ihr Ar-
gument: Das islamische Recht kenne 
keine Adoption, mehr noch: Der Koran 
verbiete sie ausdrücklich.  Der deutsche 
Vater klagte – bis zum Oberlandesgericht 
Köln. Seine Forderung: Das Gericht sol-
le die Auslandsadoption anerkennen. 

Drei Jahre lang kämpfte die Familie 
vor Gericht. Unterstützung bekam sie 
dabei von Nadjma Yassari. Dank ihres 
Gutachtens obsiegte die Familie. Das 
Bundesamt für Justiz vertrat die Auffas-
sung, dass das iranische Recht als isla-
mische Rechtsordnung keine Adoption 
kenne. Diese Einschätzung griff zu 
kurz. „Iran kennt bereits seit 35 Jahren 
eine eigene rechtliche Struktur, die die 

Adoption ermöglicht – ohne sie so zu 
benennen, die sarparasti“, erläuterte 
Yassari. Durch die sarparasti entsteht 
ein Abstammungsverhältnis nur zwi-
schen dem Adoptivkind und seinen 
Adoptiveltern, ähnlich der Adoption 
Volljähriger nach deutschem Recht. 

Gutachten wie diese helfen Behör-
den wie Gerichten, Sachprobleme sorg-
samer zu erfassen und besser im eige-
nen Recht zu verorten. In einer zuneh-
mend globalisierten Welt müssen im-
mer öfter mehrere Rechtsordnungen 
nebeneinander angewandt werden. 
Konflikte zwischen Rechtstraditionen 
bleiben nicht aus. Yassaris Forschung 
trägt dazu bei, Konflikte wertungsfreier 
zu analysieren. 
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GLOSSAR

iğtihād: Als iğtihād wird das Bemühen des islamischen Juristen bezeichnet, eine Rechts-
frage durch selbstständige Interpretation der Rechtsquellen des islamischen Rechts 
zu lösen.

Kindeswohl: Rechtsbegriff, der die körperliche, geistige und seelische Entwicklung 
eines Kindes umfasst. Viele Entscheidungen im Familienrecht unterliegen der Prüfung 
des Kindeswohls als Maßstab. 

Scharia: Der Begriff beschreibt die Gesamtheit der Regeln für ein gottgefälliges Leben 
nach islamischer Lehre und wird oftmals verwendet, um das islamische Recht zu 
beschreiben. Die Scharia basiert auf dem Koran und den schriftlichen Überlieferungen 
des Propheten Mohammed.

AUF DEN PUNKT GEBRACHT
●   In der Mehrheit der islamischen Länder sind die Grundsätze des islamischen Rechts 

eine Rechtsquelle der Gesetzgebung. Diese grundsätzliche Anordnung wirkt sich 
indes in jedem Land unterschiedlich aus. 

•  In den meisten islamischen Ländern beruht das Familienrecht auf religiösem Recht. 
Dies verengt aber den Ermessensspielraum weder bei der Gesetzgebung noch in 
der Rechtsprechung. Auch das islamische Recht erlaubt unterschiedliche Interpre-
tationen.

•  Über das internationale Privatrecht findet ausländisches Recht in Deutschland 
Anwendung. Deutsche Richter müssen also auch das syrische, iranische oder 
ägyptische Recht anwenden. 

 » Auch im Saarland, in Berlin oder Bremen brauchen Richter 

Kenntnisse zum Recht islamischer Länder.




